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Einführung

„Wechselseitige Abneigung gilt als die Regel, reibungslose Zusammen-
arbeit als seltene Ausnahme”, so beschrieb Wassermann das Verhältnis 
zwischen Massenmedien und Justiz im Jahr 1980.1 Besonders die Staats-
anwaltschaften galten als zurückhaltend in Bezug auf die Medienöffentlich-
keit, Wagner attestierte ihnen „geringes Mitteilungsbedürfnis“.2 Schroers 
schrieb, es sei zu früheren Zeiten „vermessen“ gewesen, „das Auskunfts-
verhalten der Staatsanwaltschaften (…) als Presse- und Medienarbeit zu 
bezeichnen”.3

In der heutigen Medien- und Informationsgesellschaft ist die Situation 
grundlegend anders. Über strafrechtliche Ermittlungsverfahren, insbeson-
dere bei prominenten Personen, wird heutzutage durch die Medien umfas-
send berichtet.4 Diese mediale Begleitung treibt wiederum die informato-
rische Öffnung des Strafverfahrens.5 Strafverteidiger setzen die Medien 
bisweilen für ihre Zwecke ein.6 Und auch die Justiz ist den Medien heute 
deutlich zugewandter.7 Hintergrund der Mediendurchdringung des Straf-
verfahrens ist insbesondere der Wettbewerb unter den (Massen-)Medien, 
der die Presse dazu zwingt, in möglichst schneller Abfolge neue Gegen-
stände zu erschließen und der Öffentlichkeit zu präsentieren.8 Die Bericht-
erstattung über Straftaten hat einen hohen Marktwert und erfreut sich seit 

1 Wassermann in: Justiz und Medien, S. 17.
2 Wagner, Strafprozessführung über Medien, S. 60; ähnlicher Befund in 

den 1990er Jahren, Dalbkermeyer, Schutz des Beschuldigten, S. 7.
3 Schroers, NJW 1996, 969, 969.
4 Schaefer, NJW 2003, 2210, 2210 f.
5 Zu den daraus entstehenden Zwängen für die Ermittlungsarbeit: Kühne, Straf-

prozessrecht, S. 233.
6 Leyendecker, SraFO 2007, 354, 357.
7 Huff, NJW 2004, 403, 403; Hohmann, NJW 2009, 881, 881; Marxen, 

JZ 2000, 294, 296, spricht gar von mediengerechten Inszenierungen durch Polizei 
und Staatsanwaltschaft.

8 Leyendecker, StraFO 2007, 354, 357.
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jeher besonders großen Interesses.9 Dies gilt in noch gesteigertem Maße für 
Informationen aus dem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren. Die Beteilig-
ten des Strafverfahrens werden durch die verstärkte mediale Erschließung 
des Strafverfahrens veranlasst, die Presse strategisch zu nutzen.10 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie die Beteiligten im Straf-
verfahren, insbesondere der typischerweise im Zentrum medialer Aufmerk-
samkeit stehende Beschuldigte, ausreichenden Schutz vor dem Eindringen 
der Öffentlichkeit in seine grundrechtlich geschützten Persönlichkeitsbe-
reiche erlangen kann.11 Dabei sind drei verschiedene Szenarien zu unter-
scheiden: 1. Klassischerweise berichtet die Presse über strafrechtliche und 
-prozessuale Vorgänge. Die Voraussetzungen dieser sog. Verdachtsbericht-
erstattung durch die Presse sind höchstrichterlich geklärt.12 2. Eine wei-
tere Form der Herstellung der Öffentlichkeit im Strafverfahren sind Ver-
lautbarungen von Privatpersonen, die über das Internet mit unbegrenzter 
Reichweite verbreitet werden können. Die Äußerungen von (im besten Fal-
le) „Laienjournalisten“, insbesondere über das Internet, sind eine neue Er-
scheinung, die noch intensiver Befassung durch Rechtsprechung und Lite-
ratur bedarf. 3. Schließlich kommt in Betracht, dass die Staatsanwaltschaft 
die Öffentlichkeit direkt oder die Presse über konkrete Strafverfahren infor-
miert. Diese staatsanwaltschaftliche Medientätigkeit im Ermittlungsverfah-
ren soll der Gegenstand der vorliegenden Untersuchung sein.

In Kapitel 1 wird das Ziel der Untersuchung konkretisiert. Kapitel 2 be-
fasst sich mit dem verfassungsrechtlichen Rahmen nach dem GG, den der 
Pressesprecher der Staatsanwaltschaft bei der Entscheidung über eine Pres-
seauskunft beachten muss. Dabei steht das Persönlichkeitsrecht nach Art. 2 
Abs. 1 i.V.m. Art 1 Abs. 1 GG und dessen Teilausprägungen des Beschul-
digten im Fokus. Kapitel 3 befasst sich mit dem durch das europäische 

9 Hohmann, NJW 2009, 881, 881; Keller in: Justiz und Medien, S. 99 f.
10 Ziegler, StraFO 1995, 68, 70; Leyendecker, StraFO 2007, 354, 357.
11 Trüg, NJW 2011, 1040, 1041.
12 Vgl. etwa BGH NJW 2014, 2029, 2032 f.; siehe auch Lehr, NJW 2013, 728, 730.
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Datenschutzrecht gesetzten Rahmen für die Medientätigkeit der Staats-
anwaltschaften. In Kapitel 4 wird geprüft, ob für die Medientätigkeit der 
Staatsanwaltschaften gegenwärtig eine ausreichende Rechtsgrundlage 
existiert. In diesem Zusammenhang wird das sog. Volkszählungsurteil des 
BVerfG (BVerfGE 65, 1 ff.) eingehend analysiert. In Kapitel 5 wird erörtert, 
welche strafrechtlichen Konsequenzen sich aus einer unzulässigen Medien-
tätigkeit der Staatsanwaltschaft ergeben können. Gegenstand des Kapitels 6 
sind die Voraussetzungen einer Medieninformation bei einem unbekannten 
Bürger, der erst durch den Tatverdacht in den Blick der Öffentlichkeit rückt. 
In Kapitel 7 wird erörtert, unter welchen Voraussetzungen eine prominente 
Person im Rahmen einer Medienauskunft der Staatsanwaltschaft genannt 
werden darf. In Kapitel 8 sollen schließlich die formalen Anforderungen 
untersucht werden, die im Rahmen der Medientätigkeit durch den Presse-
sprecher der Staatsanwaltschaft beachtet werden müssen.
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